


 

 

Da jedoch zum Zeitpunkt der Entscheidung vom 25.07.2023 eine entsprechende Anordnungs-
grundlage für das geforderte Fahreignungsgutachten existierte, erfolgte die unter Ziffer 1 ge-
troffene Entscheidung mit Ausnahme der Gebührenentscheidung. Eine Gebührenrückerstat-
tung wird also nicht erfolgen.  
 
Ich darf Sie bitten Herrn Rechtsanwalt von Harten hiervon in Kenntnis zu setzen. 
 
 
Ihre Rechte:  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 
Landratsamt  erhoben werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 




